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Der Deutsche Anwaltverein (DAV) ist der freiwillige Zusammenschluss der deutschen 

Rechtsanwältinnen und Rechtsanwälte. Der DAV mit derzeit ca. 67.000 Mitgliedern ver-

tritt die Interessen der deutschen Anwaltschaft auf nationaler, europäischer und interna-

tionaler Ebene.  

 

 

Die Konferenz der Präsidentinnen und Präsidenten der Landesarbeitsgerichte hat einen 

vorläufigen Entwurf für einen einheitlichen Streitwertkatalog für die Arbeitsgerichtsbar-

keit veröffentlicht, um einen Diskussionsprozess hierüber anzustoßen (s. Bader/Jörckel 

in NZA 2013, 809). Dieser Aufforderung leistet der Deutsche Anwaltverein  gerne Folge, 

zumal einem solchen Streitwertkatalog in Zukunft erhebliche praktische Bedeutung zu-

kommen wird. Die Gewährung „rechtlichen Gehörs“ soll daher nicht ungenutzt bleiben.  

I. Allgemeine Stellungnahme 

Um eines vorweg zu nehmen – der DAV begrüßt grundsätzlich eine Vereinheitlichung 

der arbeitsgerichtlichen Streitwerte. Der geplante Katalog schafft Transparenz und trägt 

zu einer Gleichbehandlung gleicher Streitsachen bei. Die Praxis wird bei der Heranzie-

hung der Katalogwerte jedoch stets beachten müssen, dass es sich um nicht mehr als 

Regelstreitwerte handelt, d.h. in jedem Einzelfall zu prüfen ist, ob der konkrete Streit ei-

ne Abweichung – nach oben oder nach unten – erfordert. 

Der DAV geht im Folgenden auf die einzelnen Entwurfsvorschläge ein und orientiert 

sich dabei an der im Katalog aufgenommenen Reihenfolge. In vielen Fällen folgt der 

DAV den Vorschlägen der Richterschaft ganz uneingeschränkt oder in großen Teilen. 

Der Katalog enthält aber auch Vorschläge, die nach Überzeugung des DAV den Kern 

des eigentlichen Streits und die Bedeutung einer Klärung der Streitfrage nicht richtig 

widerspiegeln, teilweise sogar wesentliche Leitlinien des Kostenrechts missachten. 

Um solche grundlegenden Argumente zur Streitwertfestsetzung in der Arbeitsgerichts-

barkeit  nicht zu einzelnen Punkten wiederholend aufnehmen zu müssen, sollen vorab 

zwei Kerngedanken dargelegt werden. 
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1. Die Ausnahmebedeutung der Kappungsregelung 

Die Vorschrift des § 42 Abs. 2 GKG ist eine eng auszulegende Ausnahmeregelung. Sie 

kann und sollte nicht zum Leitbild aller Streitwertfestsetzungen in der Arbeitsgerichts-

barkeit gemacht werden. Nach § 42 Abs. 2 GKG darf der Streitwert für Bestandsstreitig- 

keiten höchstens einer Vierteljahresvergütung des Arbeitnehmers entsprechen. Die 

Vorschrift soll die Kosten für diejenigen Streitigkeiten, bei denen es in der Regel um die 

wirtschaftliche Existenz des Arbeitnehmers geht, möglichst gering halten und ist eine 

Folge der grundsätzlichen Entscheidung des Gesetzgebers, das Kostenrisiko bei Be-

standsstreitigkeiten im Arbeitsverhältnis zu beschränken. Diese Entscheidung zur „Sub-

ventionierung“ der Bestandsstreitigkeiten ist im Gesamtgefüge des Kostenrechts zu ak-

zeptieren. Die Vorschrift ist aber über ihren engen Tatbestand hinaus nicht analogiefä-

hig, so dass das Vierteljahresgehalt – oder Bruchteile hiervon – kein geeigneter Maß-

stab für sonstige Streitigkeiten ist. 

2. Fehlgeleitete Fürsorgepflicht 

Die Streitwertbemessungen der Arbeitsgerichte lassen immer wieder eine Motivation 

erkennen, den Anwälten keinen Anreiz zu setzen, aus Gebührengründen gesonderte 

Anträge zu stellen oder weitere Verfahren einzuleiten, und einer Gebührenbelastung 

der Partei sowie Arbeitsbelastung der Gerichte entgegenzuwirken. Es ist aber nicht 

Aufgabe des Arbeitsgerichts, rechtsmissbräuchliche, überflüssige oder lediglich kosten-, 

nicht aber rechtsschutzgeleitete Anträge und Verfahren generell über den Weg der 

Streitwertbemessung abzustrafen. Der umfassende Rechtsschutz für Mandanten ist 

nach wie vor die Leitlinie anwaltlichen Handelns. Dies verlangt häufig umfassende An-

träge. Daher bilden Fälle einer Gebühren-fokussierten Antragshäufung die Ausnahme 

und sind nicht die Regel. Derartige Ausnahmen sollten daher auch nicht den Regel-

streitwert in einem Streitwertkatalog bestimmen und ein Misstrauen gegen die Anwalt-

schaft institutionalisieren.  

Das Gericht mag berücksichtigen, dass auch mit einem als überflüssiges Beiwerk emp-

fundenen Antrag ein legitimes Ziel im Rahmen des Prozesses verfolgt werden kann und 

das Für und Wider jeden Antrages in der Regel mit der Partei erörtert ist. Er sollte daher 
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auch entsprechend bewertet werden. Die weitere Frage des berechtigten Gebührenan-

spruchs des antragsstellenden Kollegen ist dann zwischen ihm und seiner Partei bzw. 

der Rechtsschutzversicherung zu klären.  

Die Streitwertfestsetzung ist nicht das angemessene Mittel, der Belastung der Gerichte 

entgegenzuwirken, und Fragen der Vergütung betreffen allein das Verhältnis zwischen 

Mandant und Rechtsanwalt. Die Wahrnehmung einer entsprechenden Fürsorge ist nicht 

den Gerichten zugewiesen und es bedarf ihrer auch nicht, um die Parteien zu schützen. 

Es ist daher angezeigt, wenn die Gerichte die Problematik unnötiger Kostensteigerung 

derjenigen Rechtsbeziehung überlässt, in die sie gehört, nämlich der Mandatsbezie-

hung. 

II. Bewertung der Katalogstreitwerte (Anmerkungen in Kursivschrift) 

1. Urteilsverfahren  

Nr. Streitgegenstand 

  

1. Abfindung 

 Eine (in der Regel vertraglich vereinbarte) Abfindung ist nicht streitwerter-

höhend. 

Der DAV geht davon aus, dass hier der typische Fall der Abfindung nach 

§§ 9, 10 KSchG erfasst werden soll, deren streitwerterhöhende Wirkung § 

42 Abs. 2 S. 1 GKG ausdrücklich ausschließt. Handelt es sich jedoch um 

einen originären Streit über eine Abfindung, z. B. im Fall einer Klage auf 

Zahlung einer streitigen Sozialplanabfindung, sollte der Streitwert entspre-

chend dem bezifferten Antrag erhöht werden. Denn solche Auseinander-

setzungen z. B. zum Geltungsbereich eines Sozialplans oder zur Ausle-
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gung einer Berechnungsformel stehen in keinerlei direktem Zusammen-

hang mit dem Kündigungsrechtsstreit, umfassen einen gesonderten Prü-

fungskatalog und erfordern eine entsprechende Mehrarbeit bei einem einen 

Mehrwert bietenden Ergebnis. 

  

2. Abmahnung 

2.1 Eine Abmahnung wird – unabhängig von der Anzahl und der Art der Vor-

würfe – mit 1 Monatsvergütung bewertet. 

Im Sinne der angestrebten Vereinheitlichung folgt der DAV diesem Grund-

satz. Eine zwingend schematische Streitwertbemessung berücksichtigt 

aber weder hinreichend die Bedeutung, die eine konkrete Abmahnung hat, 

noch den Arbeitsaufwand, der mit einem Rechtsstreit hierüber einhergehen 

kann. Der DAV regt daher dringend an, auf die Möglichkeit der Abweichung 

in besonders gelagerten Fällen hinzuweisen.  

2.2 Mehrere Abmahnungen werden – unabhängig davon, ob sie in einem oder 

in unterschiedlichen Verfahren geltend gemacht werden – mit 1/3 einer 

Monatsvergütung für jede folgende Abmahnung bewertet. Jedoch findet im 

Hinblick auf § 42 II GKG eine Deckelung auf max. die Vergütung für ein 

Vierteljahr statt. Im Einzelfall kann auch, z. B. bei der völligen Gleich-

artigkeit der Abmahnungsvorwürfe, von der 1/3 Monatsvergütung nach un-

ten abgewichen werden.  

Diesem Ansatz vermag der DAV aus unterschiedlichen Gründen nicht zu 

folgen. Zunächst ist zwingend danach zu differenzieren, ob die Entfernung 

mehrerer Abmahnungen in einem oder in unterschiedlichen Prozess-

verfahren geltend gemacht wird. Im zweiten Fall fehlt für eine Anrechnung 

der jeweiligen Streitwerte jegliche Rechtsgrundlage. Der DAV verweist in-
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sofern auf die einschlägige Rechtsprechung des Bundesarbeitsgerichts 

(Beschluss v. 19.10.2010, 2 AZN 194/10, ArbRB 2011, 144). Unabhängig 

von der Gesetzeslage stellt sich auch die Frage, wie eine „Verrechnung 

von verschiedenen Verfahren“ rein praktisch aussehen könnte, wenn die 

Streitigkeiten in unterschiedlichen Kammern anhängig sind.  

Darüber hinaus wird gebührenrechtlich dem Fall mehrerer Abmahnungen in 

zeitlichem und rechtlichem Zusammenhang, d. h. im Fall „derselben Ange-

legenheit“, schon dadurch Rechnung getragen, dass es nach § 22 Abs. 1 

RVG zu einer Zusammenrechnung der Streitwerte und insoweit die De-

gression der Streitwerttabelle zum Tragen kommt. Eines weiteren Eingriffs 

durch die Arbeitsgerichte bedarf es an dieser Stelle nicht. 

Zudem greift der Ansatz „mehrerer“ Abmahnungen aus Sicht des DAV zu 

kurz: Schlicht wiederholende Abmahnungen zum selben Fehlverhalten,     

z. B. aufgrund befürchteter formeller Fehler, sind völlig anders zu bewerten 

als mehrere Abmahnungen zu völlig unterschiedlichem Fehlverhalten, von 

denen jede für sich im Wiederholungsfall bereits eine Kündigung recht-

fertigen kann. Die Bearbeitung der Fälle ist mit entsprechendem um-

fassenden Mehraufwand verbunden, und die Partei hat ein erhebliches In-

teresse an der jeweils gesonderten Entfernung der konkreten Abmahnung 

aus der Personalakte. Es muss daher auch bei „mehreren Abmahnungen“ 

grundsätzlich bei der jeweiligen gesonderten Festsetzung einer Monatsver-

gütung verbleiben, wobei eine Form der Anrechnung bei der Geltendma-

chung innerhalb eines Rechtsstreits in besonderen Fällen in Betracht 

kommt. Weitere Abweichungen nach oben oder nach unten richten sich in-

sofern nach dem konkreten Einzelfall und damit nach Bedeutung und 

Schwere der konkreten Streitangelegenheit. 

Schließlich kann einer absoluten Deckelung des Angriffs auf eine beliebige 

Vielzahl von Abmahnungen auf die Vierteljahresvergütung aus § 42 Abs. 2 

GKG aus den oben dargestellten Gründen nicht zugestimmt werden. Ne-

ben dem Hauptargument der nicht analogiefähigen Ausnahmeregelung 
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kommt im konkreten Fall noch hinzu, dass es im Fall der bloßen Abmah-

nung einer Deckelung des Streitwerts aus sozialen Gründen nicht einmal 

bedarf. Denn der Mitarbeiter befindet sich nicht in der wirtschaftlichen Aus-

nahmesituation der unmittelbar drohenden Einkommenseinbuße.  

   

3. Abrechnung 

 Reine Abrechnung, gegebenenfalls auch kumulativ mit einer Vergütungs-

klage: 5% der Vergütung für den geltend gemachten Abrechnungszeitraum. 

Eine pauschale Bewertung mit nur 5% der Vergütung für den geltend ge-

machten Abrechnungszeitraum berücksichtigt weder das Interesse der Par-

tei noch den Aufwand des Anwalts in einem angemessenen Verhältnis. 

Dabei kann insbesondere einer isolierten Klage auf Abrechnung im Einzel-

fall erhebliche Bedeutung zukommen. Der DAV plädiert daher auch hier für 

eine ermessensgerechte Streitwertfestsetzung im Einzelfall. Klagen auf Ab-

rechnung können schlicht nicht in eine Form gegossen werden. Die Strei-

tigkeiten sind vielschichtig denkbar und die Bedeutung kann von einem 

bloß geringen Wert im Rahmen eines mehrgliederigen Rechtsstreits bis hin 

zu einem erheblichen Mehrwert im Rahmen eines Streits über Mehrarbeit, 

über Steuersätze bei Auslandseinsätzen oder über Schadensersatzansprü-

che aufgrund verspäteter Abrechnungen und verschobener Steuerzeiträu-

me gehen. 

Insofern mag es angebracht sein, bei einem bloß formalen Interesse an 

dem Abrechnungspapier einen Streitwert von beispielsweise EUR 250 fest-

zusetzen, in anderen Fällen des materiellen Mehrwerts auf den abzurech-

nenden Betrag abzustellen und beispielsweise 20% dieser Summe heran-

zuziehen.  
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4. Änderungskündigung – bei Annahme unter Vorbehalt –  

4.1 mit Vergütungsänderung: 36-fache Monatsdifferenz, maximal die Vergü-

tung für ein Vierteljahr. 

4.2 ohne Vergütungsänderung: In der Regel eine Monatsvergütung. Bei be-

sonders schwerwiegenden Belastungen für den Arbeitnehmer bis zu maxi-

mal 2 Monatsvergütungen.  

Anmerkung zu 4.1 und 4.2: 

Dass die Frage der monatlichen Vergütungsänderung den wesentlichen 

Unterschied zur Streitwertbemessung bilden soll, überzeugt nicht. Eine 

mögliche Gehaltsdifferenz mag ein Indiz für den „Wert“ einer Änderungs-

kündigung bilden. Die mit einer Kündigung einhergehenden Änderungen 

zum Arbeitsort, zur Arbeitszeit, zu den Arbeitsinhalten, zur hierarchischen 

Stellung oder sonstigen arbeitsbestimmenden Bedingungen können aber 

viel bedeutsamer sein als eine bloße Differenz in der Monatsvergütung. 

Zudem kann die Differenz der Monatsvergütung auch nicht ansatzweise 

widerspiegeln, welche Beratungsarbeit mit einer Änderungskündigung ein-

hergeht.  

Zudem stellt die Änderungskündigung nach ständiger Rechtsprechung 

nichts anderes dar als den Ausspruch einer Beendigungskündigung ver-

bunden mit dem Angebot auf Abschluss eines neuen Arbeitsvertrags. Wel-

cher Prüfungsumfang sodann mit der Änderungskündigung einhergeht, 

hängt von der Form der Annahme dieses Angebots ab. Der DAV regt daher 

an, ganz im Sinne der Vereinfachung der Streitwertbemessung auch die 

Änderungskündigung einheitlich mit dem Vierteljahreseinkommen zu be-
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werten.  

  

5. Altersteilzeitbegehren 

 36-fache Monatsdifferenz, maximal die Vergütung für ein Vierteljahr. 

  

6. Annahmeverzug 

 Wird mit einem Kündigungsschutzverfahren kumulativ – auch in getrennten 

Verfahren – Annahmeverzugsvergütung geltend gemacht, bei der die Ver-

gütung ausschließlich vom Fortbestand des Arbeitsverhältnisses auf Grund 

der streitgegenständlichen Kündigung abhängt, so besteht für die ersten 

drei Monate nach dem Beendigungszeitpunkt eine wirtschaftliche Identität 

zwischen Kündigungsschutzverfahren und Annahmeverzug, welche nur 

einmal bewertet wird. 

Der Hinweis auf die wirtschaftliche Identität eines Kündigungsrechtsstreits 

und eines Annahmeverzugslohns für die ersten drei Monate nach Ablauf 

der Kündigungsfrist überzeugt nicht.  

Zunächst besagt der nach § 42 II GKG gekappte Streitwert von einem Vier-

teljahreseinkommen materiell nur sehr begrenzt etwas über den wirtschaft-

lichen Wert einer Kündigungsschutzklage aus. Dieser Kappungswert kann 

daher nicht zur Begründung irgendeiner Identität mit Zahlungs-ansprüchen 

herangezogen werden. Zudem ist die Feststellung der Unwirksamkeit der 

Kündigung zwar conditio sine qua non für weitere Lohnansprüche nach 

dem Auslaufen der Kündigungsfrist. Aus diesem Grund mag ein Annahme-

verzugsantrag entsprechend hilfsweise gestellt werden. Dies macht den 
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Annahmeverzugsstreit aber noch nicht zu demselben „Streitgegenstand“, 

was allein den Wegfall einer gesonderten Bewertung rechtfertigen könnte. 

Der Wert, den ein Verzugslohnurteil für einen Mitarbeiter hat, und der Um-

fang des Streits über einen solchen Verzugslohnanspruch, der von wesent-

lich mehr Voraussetzungen abhängt als von einer bloß unwirksamen Kün-

digung, gehen über den Wert und Umfang eines Kündigungsverfahrens 

weit hinaus.  

Der DAV regt daher an, ohne weitere Differenzierung schlicht den Wert der 

bezifferten Zahlungsklage heranzuziehen. 

  

7. Arbeitspapiere 

7.1 Bei reinen Bescheinigungen z. B. hinsichtlich sozialversicherungsrechtli-

cher Vorgänge, Urlaub oder Lohnsteuer: pro Arbeitspapier 10% einer Mo-

natsvergütung. 

Der DAV kann dem Ansatz folgen, eine möglichst einheitliche Streitwert-

fest-setzung bei Arbeitspapieren heranziehen zu wollen. Da mit Blick auf 

die durchschnittlichen Monatsgehälter die Festsetzung in Höhe von 10% 

einer Monatsvergütung dem Anwalt nicht einmal ansatzweise eine ange-

messene Vergütung für seine Leistung, insbesondere bei isolierter Klage-

erhebung, bietet, regt der DAV aber die Festsetzung von 20% einer Brut-

tomonatsvergütung an, was im Regelfall immer noch einen sehr niedrigen 

Streitwert ergeben wird. 

7.2 Nachweis nach dem Nachweisgesetz: 10% einer Monatsvergütung. 

Sollte es zu einem Streit über den notwendigen Nachweis nach dem 
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Nachweisgesetz kommen, ist nahezu zwingend davon auszugehen, dass 

die Parteien einen Streit über wesentliche Arbeitsbedingungen (z. B. Lohn, 

inhaltliche und örtliche Bindung) führen. Hier erscheint die Bewertung mit 

nur 10% einer Monatsvergütung und die Gleichsetzung mit sonstigen Strei-

tigkeiten über formale Papiere nicht angemessen. Der DAV regt die Fest-

setzung eines Bruttomonatsgehalts mit Wertungsmöglichkeit nach oben 

und unten im konkreten Einzelfall unter Berücksichtigung der inhaltlichen 

Streitfragen an. 

  

8. Arbeitszeitreduzierung 

 Es gelten die Regeln für eine Änderungskündigung (im Sinne der Vor-

schläge der Streitwertkommission). 

  

9. Auflösungsantrag 

 Ist im Hinblick auf § 42 II 1 Halbs. 2 GKG beim Gebührenstreitwert nicht zu 

bewerten; dies gilt auch, wenn in einem solchen Fall eine Auflösung in ei-

nem Vergleich vereinbart wird. 

Die von der Streitwertkommission angenommene Wertlosigkeit des Auflö-

sungsantrages lässt sich nicht mit § 42 Abs. 2 Satz 1 Hs. 1 GKG rechtferti-

gen. Diese Vorschrift befasst sich ausschließlich mit der Bewertung eines 

Streits über den Bestand und die Beendigung eines Arbeitsverhältnisses, 

nicht aber mit der Frage der Zusammenrechnung unterschiedlicher Been-

digungstatbestände. Auch stellt eine Auflösung des Arbeitsverhältnisses 

durch Urteil nach Ausspruch einer Kündigung einen anderen Beendigungs-

tatbestand und damit auch anderen Streitgegenstand dar als die Kündi-
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gung selbst. Für den Auflösungsantrag, d. h. die gestaltende Entscheidung 

des Arbeitsgerichts, ist die Beendigung des Arbeitsverhältnisses nur eine 

Vorfrage. Für die Auflösungsentscheidung sind nach § 9 KSchG weitere 

Anspruchsvoraussetzungen zu  prüfen. Dabei hat die Rechtsprechung die 

Auflösung des Arbeitsverhältnisses an hohe und schwierige Voraussetzun-

gen geknüpft, die eigenständig geprüft werden müssen. Diese völlig eige-

nen Voraussetzungen und die Stellung des entsprechenden Antrages stel-

len einen eigenen Streitgegenstand dar und führen auch für den Rechts-

anwalt zu einem weiteren Haftungsrisiko (vgl. LAG Berlin, MDR 2000, 526; 

ArbG Würzburg, NZA-RR 2001, 107; SächsLAG, 4 Ta 61/02; LAG Saar-

land, 2 Sa 107/05; Korinth, ArbRB 2009, 250 f). 

Der DAV regt daher die Festsetzung von zumindest einem Bruttomonats-

gehalt, bei isolierten Streitigkeiten in zweiter Instanz über die Höhe der 

erstinstanzlich festgesetzten Abfindung ggf. die Differenz, mindestens aber 

ein Bruttomonatsgehalt an. 

  

10. Auskunft/Rechnungslegung (für leistungsabhängige Vergütung z. B. 
Provision oder Bonus) 

10.1 Von 10% bis 50% der zu erwartenden Vergütung, je nach Bedeutung für 

den Arbeitnehmer im Einzelfall, orientiert am wirtschaftlichen Interesse zur 

Erlangung der begehrten Leistung. 

Hier regt der DAV – im Einklang mit den Ausführungen oben zu 3. und 7.1 

– an, 20% bis 50% der zu erwartenden Vergütung festzusetzen, je nach 

Bedeutung für den Arbeitnehmer im Einzelfall, orientiert am wirtschaftlichen 

Interesse zur Erlangung der begehrten Leistung.  
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10.2 Eidesstattliche Versicherung: 10% der Vergütung. 

Auch hier regt der DAV an, sich an 20 % der Vergütung zu orientieren, um 

auch nur ansatzweise eine dem Aufwand entsprechende Vergütung des 

Anwalts sicherzustellen.  

10.3 Zahlung: Volle Vergütung. 

  

11. Befristung 

 Sie wird bewertet wie eine Kündigungsschutzklage. Gleiches gilt für einen 

Streit über einen sonstigen Beendigungstatbestand, z. B. Anfechtung, Ei-

genkündigung oder Aufhebungsvertrag. 

  

12. Beschäftigungsanspruch 

 1 Monatsvergütung 

13. Betriebsübergang 

13.1 Bei einer Kündigung des alten Arbeitgebers mit unstreitigem Betriebs-

übergang unter Einbeziehung des neuen Arbeitgebers in das Kündigungs-

schutzverfahren: die Vergütung für ein Vierteljahr. 

13.2 Eine Kündigung des alten Arbeitgebers mit streitigem Betriebsübergang 

und unter Einbeziehung des neuen Arbeitgebers in das Kündigungsschutz-

verfahren in Form einer Feststellungsklage oder eines Weiterbeschäfti-
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gungsantrages: 4 Monatsvergütungen. 

14. Direktionsrecht – Versetzung 

 In der Regel 1 Monatsvergütung; bei besonders schwerwiegenden Belas-

tungen für den Arbeitnehmer bis zu maximal 2 Monatsvergütungen. 

15. Einstellungsanspruch / Wiedereinstellungsanspruch 

 Ohne vorausgegangener Kündigung, Befristung oder auflösender Bedin-

gung: Bruttovergütung für ein Vierteljahr. 

Die Differenzierung der Streitwertfestsetzung danach, ob der geltend ge-

machten (Wieder-)Einstellung ein Beendigungstatbestand vorausgegangen 

ist, überzeugt nicht. Der Streit über einen Einstellungsanspruch, beispiels-

weise aufgrund vertraglicher Zusage oder Vereinbarung in einem Sozial-

plan, ebenso wie über einen Wiedereinstellungsanspruch, z. B. aufgrund 

veränderter Sachlage nach Kündigungszeitpunkt, steht in keinem unmittel-

baren Zusammenhang mit dem rechtlichen Prüfungsumfang zum Beendi-

gungstatbestand selbst. Der Streitgegenstand ist daher auch gesondert zu 

bewerten. 

Im Rahmen der Bewertung verbietet sich sodann die pauschale Heran-

ziehung der Sonderregelung des § 42 Abs. 2 GKG. Denn der Streit über 

einen Anspruch auf Abschluss eines Arbeitsvertrags fällt nicht unter die 

Ausnahmetatbestände der Norm. 

 

Der DAV regt daher einheitlich die Festsetzung im Umfang eines Vierteljah-

reseinkommens an. 
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16. Einstweilige Verfügung 

16.1 Bei Vorwegnahme der Hauptsache: 100% des allgemeinen Wertes.  

16.2 Einstweilige Regelung: Je nach Einzelfall Abschlag bis zu 50% des Haupt-

sachestreitwertes. 

  

17. Feststellungsantrag, allgemeiner (Schleppnetzantrag): 

17.1 Keine Bewertung, wenn kein konkreter Beendigungstatbestand im Raum 

steht. 

17.2 Mit konkreten Beendigungstatbeständen: Erfolgt die Bewertung entspre-

chend A. Nr. 19.2 und 19.3, und zwar ohne Deckelung. 

  

18. Kündigung 

 Bei Bestand des Arbeitsverhältnisses unter sechs Monaten: 1 Monats-

vergütung. 

Es sei denn, es wird ein Sonderkündigungsschutz geltend gemacht oder es 

sind konkrete Tatsachen erkennbar, die den Regelwert nach oben verän-

dern würden, oder es ist nur ein Fortbestand des Arbeitsverhältnisses von 
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unter einem Monat im Streit. 

Bei Bestand des Arbeitsverhältnisses über sechs Monate: Die Vergütung 

für ein Vierteljahr, es sei denn, es steht der Fortbestand unter drei Monaten 

im Streit. 

Für eine grundsätzliche Absenkung des Regelstreitwerts unter die gesetzli-

che Vorgabe von einem Vierteljahresgehalt gibt es auch für kurzfristig be-

stehende Arbeitsverhältnisse keinen rechtlichen Anhaltspunkt. Das Gesetz 

pauschaliert grundsätzlich jede Kündigung und nicht nur diejenigen, die un-

ter das Kündigungsschutzgesetz fallen. In diesem Fall hätte sich die Streit-

wertbestimmung am Kündigungsschutzgesetz orientieren müssen; zudem 

müsste dann nicht nur auf die Betriebszugehörigkeit, sondern auch auf die 

Zahl der Beschäftigten abgestellt werden. Würde man die Idee der Absen-

kung bei „geringem Kündigungsschutzniveau“ konsequent fortsetzen, 

müsste man umgekehrt langjährige Arbeitsverhältnisse oder solche, die un-

ter besonderem Kündigungsschutz stehen z. B. nach Tarif, wegen Schwer-

behinderung, Elternzeit etc. mit einem höheren Streitwert belegen, weil die-

se Arbeitsverhältnisse unter einem besonderen Schutz stehen.  

Der Gesetzgeber hat sich aber für eine pauschale Bewertung entschieden. 

Da es keine Abweichungen nach oben gibt, gibt es auch keine nach unten.  

 

  

 

19. Kündigung (mehrere), soweit sie in einem Verfahren angegriffen wer-
den 
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19.1 Außerordentliche Kündigung, die hilfsweise als ordentliche erklärt wird: 

max. die Vergütung für ein Vierteljahr, unabhängig davon, ob sie in einem 

oder in mehreren Schreiben erklärt werden. Werden die Kündigungen in 

getrennten Verfahren angegriffen, erfolgt eine Quotelung der Vergütung für 

ein Vierteljahr auf die einzelnen Verfahren. 

Eine Streitwertanrechnung verbietet sich mangels gesetzlicher Grundlage, 

sofern der Streit in unterschiedlichen Verfahren geführt wird. Wie bereits 

ausgeführt, trägt die Regelung zur Zusammenrechnung im Fall „derselben 

Angelegenheit“ der Gebührendegression hinreichend Rechnung und ist die 

weitere Frage einer kostenangemessenen Prozessführung zwischen Man-

dant und Anwalt zu klären und nicht über den Umweg der Streitwertbemes-

sung zu lösen.  

19.2 Folgekündigungen ohne Veränderung des Beendigungszeitpunkts:  Keine 

Erhöhung; werden sie in getrennten Verfahren angegriffen, erfolgt eine 

Quotelung der Vergütung für ein Vierteljahr auf die einzelnen Verfahren. 

Inwiefern einem Streit über eine Folgekündigung eine gesonderte Bewer-

tung – nach dem Feststellungsinteresse, dem materiellen Kündigungsgrund 

und dem Streitaufwand – zukommt, ist in jedem konkreten Einzelfall zu 

entscheiden. Der bloße Umstand, dass Kündigungen zum selben Zeitpunkt 

wirken, besagt nichts darüber, ob der Folgekündigung derselbe oder ein 

völlig anderer Beendigungstatbestand zugrunde liegt. Eine abstrakte Ab-

lehnung einer Streitwerterhöhung wird weder dem konkreten Feststel-

lungswert noch dem Gebühreninteresse gerecht. Hinsichtlich der Ableh-

nung einer Quotelung wird auf 19.1 verweisen. 

19.3 Folgekündigungen mit Veränderung des Beendigungszeitpunkts: in der 

Regel (Ausnahme: z. B. Trotzkündigung/en) die Entgeltdifferenz zwischen 

den verschiedenen Beendigungszeitpunkten, maximal jedoch die Vergü-
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tung für ein Vierteljahr für jede Folgekündigung. 

Warum eine Veränderung des Beendigungszeitpunkts gar keine Auswir-

kung haben soll, wenn es sich um eine offensichtlich unwirksame Kündi-

gung handelt, wie der Klammereinschub „Ausnahme: Trotzkündigungen“ 

vermuten lässt, erschließt sich nicht. Auch andere Kündigungen können (z. 

B. aus formalen Gründen) offensichtlich unwirksam sein und trotzdem wird 

zu Recht keine Minderung des Streitwerts vorgenommen. Warum der Streit 

über eine „Trotzkündigung“ ohne Wert sein soll, lässt sich dogmatisch nicht 

erklären.  

  

20. Nachteilsausgleich (§ 113 BetrVG) 

 Es besteht keine wirtschaftliche Identität mit einem eventuellen weiteren 

Antrag. Der Zahlungsbetrag bzw. das wirtschaftliche Interesse im Fall einer 

Schätzung sind (zusätzlich) zu bewerten.  

21. Rechnungslegung (siehe Auskunft (A. Nr. 10) 

  

22. Wiedereinstellungsanspruch (siehe Einstellungsanspruch (A. Nr. 16) 

  

23. Weiterbeschäftigungsantrag incl. Anspruch nach § 102 Abs. 5 BetrVG 

 1 Monatsvergütung. 
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Anders als bei einem allgemeinen Weiterbeschäftigungsanspruch ist der 

Anspruch nach § 102 Abs. 5 BetrVG nach Überzeugung des DAV anders 

zu bewerten. Er bietet dem Arbeitnehmer einen deutlichen Mehrwert, da 

unabhängig vom Ausgang des Kündigungsrechtsstreits ein befristetes Ar-

beitsverhältnis begründet wird, und unterliegt einem gänzlich anderen Prü-

fungskatalog als der allgemeine Weiterbeschäftigungsantrag, der letztlich 

Folge der unwirksamen Kündigung ist. Der DAV regt daher die gesonderte 

Festlegung eines Vierteljahreseinkommens an. 

  

24. Zeugnis 

24.1 Erteilung oder Berichtigung eines einfachen Zeugnisses: 10% einer Mo-

natsvergütung. 

24.2 Erteilung oder Berichtigung eines qualifizierten Zeugnisses: 1 Monatsver-

gütung, und zwar unabhängig vom Berichtigungsverlangen, auch bei kur-

zem Arbeitsverhältnis. 

24.3 Zwischenzeugnis: 1/2 Monatsvergütung; wird ein Zwischen- und ein End-

zeugnis (kumulativ oder hilfsweise) im Verfahren verlangt: insgesamt 1 

Monatsvergütung. 

Warum die Erteilung oder Berichtigung eines Zeugnisses anders bewertet 

werden sollte als der entsprechende Streit über ein Zwischenzeugnis, ist 

nicht ersichtlich. Die Frage, ob ein Zwischenzeugnis oder ein Endzeugnis 

geltend gemacht wird, hängt allein von dem Zeitpunkt des Rechtsstreits ab. 

Diese Differenzierung hat aber auf sämtliche weiteren Inhalte, die Bedeu-

tung des Zeugnisses für sofortige Bewerbungen und den Umfang des 

Rechtsstreits überhaupt keine Auswirkungen. Das Zwischenzeugnis hat die 

gleiche Funktion wie ein Schlusszeugnis, und ein Streit hierüber sollte ent-
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sprechend bewertet werden.  

  

25. Einigungsgebühr nach Nr. 1000 der Anlage 1 zum RVG (Vergütungsver-

zeichnis) 

 „Die Gebühr entsteht für die Mitwirkung beim Abschluss eines Vertrags, 

durch den der Streit über die Ungewissheit über ein Rechtsverhältnis besei-

tigt wird, es sei denn, der Vertrag beschränkt sich ausschließlich auf ein 

Anerkenntnis oder einen Verzicht...“ 

25.1 Im Hinblick auf ein Titulierungsinteresse für im Wesentlichen unstreitige 

Ansprüche, die im Vergleich aufgenommen werden: 

20% des normalen Wertes des Anspruches; das gilt insbesondere auch für 

das unstreitig zu erteilende Zeugnis. Werden im Vergleich bei einem qua-

lifizierten Zeugnis inhaltliche Festlegungen mitgeregelt, ist der Zeugnis-

anspruch mit 1 Monatsvergütung streitwerterhöhend. 

25.2 Freistellung bis zum Beendigungszeitpunkt: 

25% der Vergütung für den Zeitraum, der zu einer tatsächlichen Frei-

stellung durch den Vergleich führt. Die Freistellung wird somit rein zu-

kunftsbezogen ab dem Zeitpunkt des Vergleichsabschlusses berechnet 

und nicht etwa rückwirkend für Zeiträume vor dem Vergleichsabschluss, 

selbst wenn der Arbeitnehmer (insbesondere wegen der Kündigung) be-

reits vor dem Vergleichsabschluss freigestellt gewesen sein sollte. 

Die Orientierung an einem bestimmten Prozentsatz der Vergütung für den 

Zeitraum der Freistellung ist für uns nicht nachvollziehbar. Der DAV meint, 

dass das eigentliche Freistellungsinteresse und vor allem das Mitwirken an 
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einer vergleichsweisen Einigung über die Freistellung unabhängig von den 

mehr oder weniger zufällig zum Zeitpunkt des Vergleichs noch im Raum 

stehenden Freistellungsmonaten einheitlich mit einem Monatsgehalt bewer-

tet werden sollte. Eine Absenkung kann dann für unter einem Monat lie-

gende Freistellungszeiträume in Betracht kommen, denn die streitige Aus-

einandersetzung über die Freistellung als solche hat immer ähnliche Inhal-

te; der Freistellungszeitraum folgt dann schlicht der noch laufenden Kündi-

gungsfrist.  

Über die von der Streitwertkommission bearbeiteten Themen hinaus zeigt 
die Praxis den Bedarf für weitere einheitliche Streitwertbemessungen auf, 
nämlich 

25.3 Vorzeitiges Ausscheiden 

 Das Recht des Arbeitnehmers, vorzeitig auszuscheiden und den Rest der 

Vergütung ausgezahlt zu erhalten, ist ein häufiger Regelungsgegenstand. 

Zu berücksichtigen ist die Ungewissheit, die zum Zeitpunkt des Vergleichs-

schlusses besteht, ob der Arbeitnehmer davon Gebrauch machen wird. Es 

erscheint deshalb angemessen, die gleiche Bewertung wie bei einer Frei-

stellung vorzunehmen (für eine gesonderte Bewertung auch: ArbG Saar-

louis, 1 Ca 527/11; ArbG Bonn, 5 Ca 2752/11 u. 10 Ca 210/11). 

 

  

25.4 Outplacement 

 Hier handelt es sich nicht um eine finanzielle Abfindung, was sich schon 

daraus ergibt, dass der entsprechende finanzielle Aufwand nicht unter die 

Abfindungsvorschriften des Steuerrechts fällt. Eher sind Fragen des Scha-
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denersatzes heranzuziehen, weil der Arbeitnehmer durch Verlust des Ar-

beitsplatzes gezwungen wird, einen Aufwand zur Fort- und Weiterbildung 

zu betreiben, den ihm der Arbeitgeber erstattet. Der Vergleichswert sollte 

daher in Höhe des vom Arbeitgeber aufzubringenden Betrages festgesetzt 

werden. 

  

25.6 Wettbewerbsverbot 

 Festgelegte Karenzentschädigung für den streitigen Zeitraum. 

  

2.  Beschlussverfahren 

  

 Allgemeine Anmerkung 

Der DAV möchte betonen, dass auf den „Hilfswert“ des § 23 Abs. 3 Satz 2 

RVG tatsächlich nur in Ausnahmefällen zurückgegriffen werden sollte. Di-

verse Entscheidungen der Landesarbeitsgerichte aus der Vergangenheit 

zeigen, dass aus den Streitwerten für ähnliche individualrechtliche Streit-

gegenstände Erkenntnisse über den betriebsverfassungsrechtlichen Streit-

wert gewonnen werden können. Der Rückgriff auf den pauschalen Wert 

des § 23 Abs. 3 RVG ist nur dann geboten, wenn anderweitige Anhalts-

punkte nicht gegeben sind.  

6.2 Beruft sich der anfechtende Betriebsrat nur auf eine Unterdotierung, dann 
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finden die Grundsätze von § 23 III 2 RVG Anwendung. 

Die Differenzierung zwischen der Bewertung eines Streits über eine 

Überdotierung und eine Unterdotierung überzeugt nicht; selbstverständlich 

bedarf es einer Kontrolle im Einzelfall, ob der Betriebsrat ausreichende Ar-

gumente dafür vorträgt, warum ein Angriff in diesem Umfang sachlich ge-

rechtfertigt erscheint. In diesem Fall sollte dann aber auch das wirtschaft-

liche Dotierungsinteresse – ebenso wie bei einem von Arbeitgeberseite an-

gestrengtem Streit – maßgeblich sein.   

 

III. Fazit und Ausblick 

Eine Bilanz der vorstehenden Anmerkungen fällt recht positiv aus. Das Projekt eines 

einheitlichen Streitwertkatalogs ist in der Sache richtig und enthält zahlreiche Einzelvor-

schläge, denen ohne weiteres zugestimmt werden kann. Allerdings gibt es, insbesonde-

re im Hinblick auf einzelne Grundsätze des Gebührenrechts, auch Kritik. Auf diese 

Punkte hätte der Deutsche Anwaltverein gerne schon früher aufmerksam gemacht, wä-

re ihm dazu Gelegenheit gegeben worden (siehe dazu auch das Editorial von 

Schipp/Willemsen, in NZA Heft 18/2013). Es bleibt nunmehr zu hoffen, dass es auf 

Grund der Kommentare von dieser und anderer Seite zu einem fruchtbaren und ergeb-

nisoffenen Gedanken- und Meinungsaustausch mit den Entwurfsverfassern kommt, an 

dessen Ende dann wirklich ein „einheitlicher“ Streitwertkatalog im Sinne eines „ange-

messen Kompromisses“ stehen wird. 

 


